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Bauleitplanung der Stadt Hörstel 
 
 
 
 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 73  
"Südl. Emsdettener Straße“, Riesenbeck 

 
 
 
 
Beratungsunterlagen zu den Verfahrensschritten: 
 
A. Verfahrensablauf 
B. Behandlung der gemäß § 3 Abs. 1 BauGB abgegebenen 

Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
C. Behandlung der gemäß § 4 Abs. 1 BauGB abgegebenen 

Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange 

D. Beschluss über die in den Beteiligungsverfahren gemäß § 4 Abs. 
1 und § 3 Abs. 1 BauGB abgegebenen Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit sowie die abgegebenen Stellungnahmen der 
berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

E. Behandlung der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB abgegebenen 
 Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
F. Behandlung der gemäß § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen 
 Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen Träger 
 öffentlicher Belange 
G. Beschluss über die im Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 
 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen 
H. Satzungsbeschluss 
 
 
 
 

 
Anlage zur Vorlage Nr. 41/2016 
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A. Verfahrensablauf 

 
Der Beschluss zur Einleitung des Planverfahrens wurde in der 
Ratssitzung am 25.09.2013 gefasst (Vorlage Nr. 61/2013). Ziel des 
Bauleitplanverfahrens ist, die Nutzung der Fläche für Wohnbauzwecke zu 
ermöglichen. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit fand in der Zeit vom 
22.04.2014 bis 22.05.2014 statt. Zeitgleich fand die frühzeitige 
Unterrichtung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange statt. Mit Beschluss vom 03.02.2016 hat der Rat der 
Stadt Hörstel die Auslegung beschlossen (Vorlage Nr. 8/2016). Die 
Auslegung gem. § 3 (2) BauGB fand in der Zeit vom 29.02.2016 bis 
29.03.2016 statt. Zeitgleich wurden die berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB zur Abgabe 
ihrer Stellungnahme aufgefordert. 
 
Die im Rahmen der Beteiligungen eingegangenen Stellungnahmen und 
der Verwaltungsvorschlag zur Behandlung der Inhalte der 
Stellungnahmen gehen aus den Ausführungen unter Buchstaben E und F 
hervor. 
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B. Behandlung der Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit gemäß § 3 

Abs. 1 BauGB 

 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden zwei Stellungnahmen 
abgegeben. In den Stellungnahmen werden Bedenken und Kritik im 
Hinblick auf die Erschließung und den Natur- und Umweltschutz 
vorgetragen. 
 
Nachfolgend ist zunächst die Originaleinwendung abgebildet. Der 
Einwendung ist in Spalte 2 der Verwaltungsvorschlag zum Umgang mit 
den einzelnen städtebaulichen wesentlichen Themen gegenübergestellt. 
 
Bei den Überlegungen und Vorschlägen zum Umgang mit den einge-
gangenen Einwendungen wird die Planung vom 05.01.2016 zu Grunde 
gelegt. 
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Einwender 1: 

 

An der Erschließung des Plangebietes u.a. über die Bornholtstraße wird 
weiterhin festgehalten.  
Bereits bei Aufstellung des westlich angrenzenden 
Bebauungsplanbereiches Nr. 8 Junge Bornholt (siehe nachstehende 
Darstellung) ist die Erschließung für die südlich angrenzende Bebauung 
über die Erschließungsstraße Bornholtstraße aufgezeigt worden. 
 

 
 
Die nunmehr vorgesehene Erschließung der neuen Bauflächen 
gewährleistet zudem eine Verteilung des Fahrverkehrs über die 
Marienstraße und Bornholtstraße. 
Im Rahmen der Bebauungsplanung werden mit Ausnahme des 
festgesetzten Fuß-/ Radweges die Straßenverkehrsflächen ohne 
besondere Zweckbestimmung festgesetzt, so dass die Art des Ausbaues 
(herkömmlicher Ausbau, verkehrsberuhigter Ausbau etc.) entsprechend 
den jeweiligen Bedürfnissen offen gehalten wird. 
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In diesem Zusammenhang kommt der späteren Ausbauplanung 
(Parkbuchten, Fahrfläche, Aufpflasterungen, Verkehrsgrün etc.) in 
Verbindung mit möglichen verkehrsregelnden Maßnahmen (z.B. nur für 
Fußgänger und Radfahrer etc.) eine besondere Bedeutung zu.  
Die von Nord nach Süd verlaufende Bornholtstraße selbst ist derzeit als 
Tempo 30 km Zone ausgestaltet.  
Im Zuge der Realisierung (Planung und Ausbau der geplanten 
Verkehrsflächen) trägt die Stadt Hörstel dafür Sorge, dass 
Beeinträchtigungen durch Baustellenverkehre etc. für die Anwohner so 
gering wie möglich gehalten werden. 
 
Der Anregung, zwischen der vorhandenen Bebauung und der geplanten 
weiteren Bebauung einen städtischen Grünstreifen von etwa 3 m Breite 
anzulegen kann nicht gefolgt werden, da zum einen die Unterhaltung 
solch eines städtischen Grünstreifens zwischen privaten 
Grundstücksflächen unrealistisch ist, zum anderen sich die jeweiligen 
Grundstückseigentümer, ob Alt -oder Neubebauung, in der Regel 
ohnehin durch eine Einfriedung bzw. Bepflanzung abgrenzen. Zudem ist 
auch im Planbereich selbst eine aufgelockerte Bebauung vorgesehen.  
 
Die vorhandenen Linden im Verlauf des Eschpättkens befinden sich 
innerhalb der im Plan festgesetzten Straßenverkehrsfläche. Es ist 
beabsichtigt, diese im Zuge der Ausbauplanung (Parkbuchten, 
Fahrfläche, Aufpflasterungen, Verkehrsgrün etc.)  weitgehend zu 
erhalten bzw. soweit möglich angepasst an die Ausbauplanung zu 
verpflanzen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Eschpättken eine besondere 
Bedeutung, besonders auch für Spaziergänger u.a. als Zuwegung zum 
Lager Feld und zur Surenburg hat. Eine Die Nutzung für Spaziergänger 
bleibt durch die Planung auch künftig gewahrt. 
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Einwender 2: 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Bezogen auf den besonders schützenswerten Eschstandort wird 
festgestellt, dass nachdem auch am Westring die stadteigenen 
Baugrundstücke vergeben sind, der Stadt in Riesenbeck derzeit keine 
Bauplätze mehr zur Verfügung stehen. Daher soll nun für den Bereich 
„Südlich Emsdettener Straße“ ein Bebauungsplan aufgestellt werden. 
Die Entscheidung, den Planbereich zu Wohnbauzwecken zu nutzen, 
wurde bereits mit der entsprechenden aktuellen Darstellung im 
Flächennutzungsplan getroffen. Dies begründet sich mit der Lage am 
Siedlungsrand, für den eine Siedlungsentwicklung laut Regionalplan 
vorgesehen ist. Im Flächennutzungsplan ist der Bereich seit 1997 als 
Wohnbaufläche dargestellt. Die Stadt Hörstel hat in Verfolgung dieses 
städtebaulichen Zieles die wesentlichen Flächen erworben und damit die 
Realisierbarkeit der Planung gesichert. An anderer Stelle verfügt die 
Stadt über keine Flächen, so dass eine Planung nicht nur an der 
fehlenden Wohnsiedlungsdarstellung im Regionalplan, sondern auch an 
der fehlenden Flächenverfügbarkeit scheitern würde. 
Zudem ist eine Wiedernutzung von versiegelten, sanierten, baulich 
veränderten oder bebauten Flächen im Sinne des § 4 Abs. 2 
Landesbodenschutzgesetzt nicht möglich, da innerstädtische 
Brachflächen oder Flächen für eine Wiedernutzung nicht vorhanden sind. 
 
In diesem Zusammenhang hat die Stadt Hörstel im Jahre 2010 ein 
Baulückenkataster aufgestellt und auf ihrer Homepage dauerhaft 
veröffentlicht. Obwohl seit dem in Riesenbeck Baulücken geschlossen 
werden konnten, reicht das Potential nicht aus, den konkret 
nachgefragten Bedarf zu decken. 
 
Die dieser Planung zugrunde liegenden Flächen grenzen an vorhandene 
Bauflächen an und werden über die vorhandenen bzw. zu verlängernden 
Straßen erschlossen 
 
Der bisher unbebaute Boden im Planbereich (Plaggenesch – hierbei 
handelt es sich nach der „Karte der schutzwürdigen Böden NRW / BK 50“ 
um einen aufgrund der hohen Archivfunktion für Natur- und  



Seite 7 von 47 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kulturgeschichte besonders schutzwürdigen Boden) erfährt bereits durch 
die intensive landwirtschaftliche Nutzung mit Einträgen von Dünge- und 
Pflanzenschutzmittel eine Beeinträchtigung. Zudem ist ein Ersatz des 
schützenswerten Bodens an anderer Stelle nicht möglich, da 
Plaggenwirtschaft heute nicht mehr betrieben wird. 
 
Die Inanspruchnahme des vorhandenen besonders schutzwürdigen 
Bodens (Eschstandort) ist unvermeidbar, da dieser Bereich – wie vor 
beschrieben – derzeit die einzig mögliche und auch verfügbare Option 
für die Ansiedlung eines Allgemeinen Wohngebietes darstellt. 
Die Inanspruchnahme des schutzwürdigen Bodens im Planbereich ist 
damit unumgänglich. 
Die Belange des Bodenschutzes werden gegenüber den städtebaulichen 
Belangen, die für eine Wohnbauentwicklung an dieser Stelle sprechen, 
zurückgestellt. 
 
Der Hinweis auf einen Brachstreifen in einer Breite von ca. 10 m x 170 m 
von Nord nach Süd inmitten des Planbereiches verlaufend wird zur 
Kenntnis genommen. Aktuell stellt sich das für eine Erstbebauung 
vorgesehene Areal als durchgehend genutzte Ackerfläche dar.  
Mit Blick auf den Artenschutz werden vorsorglich nachstehende Hinweise 
in den Bebauungsplan aufgenommen: 
 
Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten dürfen Maßnahmen gemäß § 39 (5) Nr. 2 BNatSchG 
(Beschneiden bzw. auf den Stock setzen von Hecken, Gebüschen und 
anderen Gehölzen etc.) ausschließlich in der Zeit vom 01.10. bis zum 
28.02. erfolgen. Erhebliche Beeinträchtigungen der Lebensstätten von 
Vögeln und Fledermäusen können so weitgehend vermieden werden. 
Aus Artenschutzgründen (§ 44 Abs. 1 BNatSchG ff) ist es erforderlich, 
unmittelbar vor den Bauarbeiten zu prüfen, ob sich geschützte Tierarten 
oder deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Baubereich befinden. In 
diesen Fällen ist das Vorkommen unmittelbar beim Umwelt- und 
Planungsamt, Untere Landschaftsbehörde, des Kreises Steinfurt 
anzuzeigen. Weitere Informationen können im Internet beim LANUV  
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(Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen) eingesehen werden. 
 
Abschließend wird der Begriff „Arrondierung“ für die geplante Bebauung 
in Frage gestellt. 
In diesem Zusammenhang wird festgestellt, dass die Umschreibung des 
geplanten Baugebietes - ob Arrondierung, Teilarrondierung oder 
ergänzende Bebauung südlich der Ortslage von Riesenbeck - letztlich 
ohne besonderen Belang ist für die geplante Wohnbebauung. 
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C. Behandlung der Stellungnahmen der berührten Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange  § 4 Abs. 1 BauGB 

 
Von folgenden beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange wurden keine Einwände erhoben oder Anregungen mitgeteilt: 
 
- Bezirksregierung Münster, Dezernat 32 
- Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen 
- LWL, Archäologie für Westfalen 
- Wasserversorgungsverband Tecklenburger Land 
- Stadt Hörstel, Technisches Bauamt 
- Stadt Hörstel, Hauptamt, Liegenschaften 
 
In den Stellungnahmen der Westnetz GmbH,  der Unitymedia NRW 
GmbH, der Deutschen Telekom Technik GmbH, sowie des Kreises 
Steinfurt wurden Anregungen vorgetragen. 
 
Nachfolgend ist zunächst die jeweilige Originalstellungnahme abgebildet. 
Der Stellungnahme wird der Verwaltungsvorschlag gegenübergestellt. 
 
Bei den Überlegungen und Vorschlägen zum Umgang mit den einge-
gangenen Anregungen, wird die Planung vom 05.01.2016 zu Grunde 
gelegt. 
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Die Stellungnahme der Bezirksregierung Münster, Dezernat 32, wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Die Hinweise betreffen die Verwirklichung der Planung und werden zur 
Kenntnis genommen. 
Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen werden dem 
Versorgungsträger rechtzeitig  angezeigt, damit dieser den Ausbau 
seiner Einrichtungen mit dem Straßenbau etc. koordinieren kann. 
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Die Unitymedia weist darauf hin, dass Interesse besteht, das Baugebiet 
mit deren Produkten zu versorgen und sie den Vorgang an die 
zuständige Fachabteilung zur Prüfung weiterleiten. 
Anregungen werden seitens des Versorgungsträgers nicht vorgetragen. 
Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen werden dem 
Versorgungsträger rechtzeitig angezeigt, damit dieser den Ausbau der 
Telekommunikationseinrichtungen mit dem Straßenbau etc. koordinieren 
kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite 15 von 47 

 

 
Die Stellungnahme des Wasserversorgungsverbandes Tecklenburger 
Land wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme des LWL, Archäologie für Westfalen, wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Der Hinweis, dass es sich bei den im Planbereich befindlichen Leitungen 
um Hausanschlussleitungen handelt wird zur Kenntnis genommen. 
Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen werden dem 
Versorgungsträger rechtzeitig  angezeigt, damit dieser den Ausbau 
seiner Einrichtungen mit dem Straßenbau etc. koordinieren kann. 
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Die Stellungnahme des Landesbetriebes Straßen Nordrhein-Westfalen 
wird zur Kenntnis genommen. 
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Immissionsschutz 
Der Anregung des Kreises Steinfurt, aufgrund der südöstlich gelegenen 
kleineren Tierhaltungen, die Begründung um eine gutachterliche 
Aussage zu den zu erwartenden Geruchshäufigkeiten innerhalb des 
Plangebietes zu ergänzen ist gefolgt worden. In diesem Zusammenhang 
ist zwischenzeitlich eine Geruchsimmissionsprognose erstellt worden. Die 
Geruchsimmissionsprognose - Bericht-Nr. 2633.5/01 vom 27.11.2015 - 
erstellt von Wenker & Gesing, Akustik und Immissionsschutz GmbH, 
Gronau kommt zu dem Ergebnis, dass auf den maßgeblichen 
Beurteilungsflächen Geruchsstundenhäufigkeiten von 10 bis 15 % der 
Jahresstunden vorliegen. Der gemäß Geruchsimmissions-Richtlinie 
(GIRL) in Wohngebieten anzusetzende Immissionswert von 10 % (10) 
wird damit teilweise eingehalten, je nach Lage jedoch auch um bis zu 5 
% überschritten. Diese Überschreitung bewegt sich jedoch innerhalb des 
für Dorfgebiete nach GIRL festgelegten Immissionswertes (15 % der 
Jahresstunden). Wegen der Lage im landwirtschaftlichen Raum, der 
Siedlungsrandlage und der Tatsache, dass die festgestellten 
Immissionswerte kleiner/gleich 15 % der Jahresstunden sind, wird die 
Geruchsbelastung als ortsüblich und zumutbar angesehen. 
 
Bodenschutz, Abfallwirtschaft 
Der Anregung der Abfallwirtschaftsbehörde beim Kreis Steinfurt, auf eine 
generelle Grundwassernutzung zu verzichten, wird durch Aufnahme 
folgender Festsetzung im Bebauungsplan entsprochen: 
 
„Da eine Grundwasserbelastung für den Planbereich nicht 
ausgeschlossen werden kann, ist jegliche Art der Nutzung des 
Grundwassers gemäß § 9(1)24 BauGB unzulässig.“ 
 
Entgegen der Aussage der Bodenschutzbehörde ist sehr wohl im 
Umweltbericht umfangreich dargelegt, dass es sich bei dem im 
überwiegenden Planbereich vorhandenen Boden um einen, aufgrund  
der hohen Archivfunktion für Natur- und Kulturgeschichte, als besonders 
schutzwürdigen Boden (Plaggenesch) nach dem Bundesbodenschutz- 



Seite 20 von 47 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

gesetz handelt. Der Empfehlung der Bodenschutzbehörde eine über die 
erfolgte Eingriffsbewertung hinausgehende Beaufschlagung unter 
Berücksichtigung der Schutzwürdigkeit der Böden in die 
Eingriffsbewertung einzupflegen kann nicht gefolgt werden, da eine 
diesbezügliche einheitliche kreisweite Beaufschlagung wohl seit langem 
in der Diskussion ist; diesbezüglich aber noch keinerlei Einigung erreicht 
werden konnte.  
 
Der alternativen Empfehlung, die vom Kreis Steinfurt herausgegebene 
Broschüre Bodenfunktions-, Eingriffs- und Kompensationsbewertung für 
den Kreis Steinfurt anzuwenden wird nicht gefolgt, zumal eine rechtliche 
Notwendigkeit für eine Anwendung dieses Bewertungsmodells nicht 
gegeben ist.  
 
Es verbleibt bei der angewandten und bewährten 
Kompensationsermittlung, entsprechend der durch die Landesregierung 
NRW herausgegebenen Arbeitshilfe für die Bauleitplanung – Bewertung 
von Eingriffen in  Natur und Landschaft / Vereinfachtes 
Bewertungsverfahren NRW und Numerische Bewertung von Biotoptypen 
in der Eingriffsregelung und in der Bauleitplanung in NRW, wodurch in 
der Bewertung das gesamte Spektrum der im Planbereich 
vorgefundenen Biotope und deren Ausprägung abgedeckt wird.  
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D. Beschluss über die in den Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1 

und § 4 Abs. 1 BauGB abgegebenen Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit sowie die abgegebenen Stellungnahmen der berührten 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

 
Die im Verfahren gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgegebenen 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie die abgegebenen 
Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange werden zur Kenntnis genommen und entsprechend 
dem Verwaltungsvorschlag behandelt. 
 
Die Verwaltung wird mit der Durchführung der öffentlichen Auslegung 
des Planentwurfes gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie mit der Beteiligung 
der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beauftragt. 
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E. Behandlung der Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit gemäß § 3 

Abs. 2 BauGB 

 
Im Rahmen der Öffentlichkeitbeteiligung wurde eine Stellungnahme 
abgegeben. In der Stellungnahme werden Bedenken und Kritik an der 
Planung sowie klärungsbedürftige Aspekte vorgetragen. 
 
Nachfolgend ist zunächst die Originaleinwendung abgebildet. Der 
Einwendung ist in Spalte 2 der Verwaltungsvorschlag zum Umgang mit 
den einzelnen städtebaulich wesentlichen Themen gegenübergestellt. 
 
Bei den Überlegungen und Vorschlägen zum Umgang mit der 
eingegangenen Einwendung, wird die Planung vom 5. Januar 2016 zu 
Grunde gelegt. 
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Einwender 1: 

 
 

Die Anregungen der Einwender werden zur Kenntnis genommen. Es 
verbleibt bei der Abgrenzung des Geltungsbereiches für diesen 
Bebauungsplan, wodurch auch für die vorhandene Bebauung im 
nördlichen Planbereich erstmalig Planungsrecht geschaffen wird.  Auch 
die Erschließungsplanung wird wie aufgezeigt beibehalten.  
Bereits bei Aufstellung des westlich angrenzenden 
Bebauungsplanbereiches Nr. 8 Junge Bornholt (siehe nachstehende 
Darstellung) ist die Erschließung für die südlich angrenzende Bebauung 
über die Erschließungsstraße Bornholtstraße aufgezeigt worden. 
 
 

 
 
 Die geplante Erschließung der neuen Bauflächen gewährleistet zudem 
insgesamt eine Verteilung des Fahrverkehrs über die neue Erschließung 
zur Emsdettener Straße und Bornholtstraße.  
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Der Anregung, für das Grundstück der Einwender keine rückwärtige 
Anbindung vorzusehen, kann nicht gefolgt werden. 
 
Das Grundstück der Einwender umfasst rd. 1900 qm. Mit Blick auf die 
heute nachgefragten Grundstücksgrößen ist durchaus eine Dreiteilung 
des betreffenden Grundstückes zu berücksichtigen, so dass es bei der 
Möglichkeit auch einer rückwärtigen Anbindung des in Rede stehenden 
Grundstückes verbleibt. Dies auch, da hier die Voraussetzungen für eine 
Umsetzung der Planung gegeben ist, da sich bei diese 
Erschließungsfläche im Eigentum der Stadt befindet. 
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F. Behandlung der Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit gemäß § 4 

Abs. 2 BauGB 

 
Von folgenden beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange wurden keine Einwände erhoben oder Anregungen mitgeteilt: 
 
- Bezirksregierung Münster, Dezernat 32 
- Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen 
- LWL, Archäologie für Westfalen 
- Wasserversorgungsverband Tecklenburger Land 
- Stadt Hörstel, Technisches Bauamt 
- Stadt Hörstel, Hauptamt, Liegenschaften 
- Westnetz GmbH 
- Unitymedia NRW GmbH 
- Deutschen Telekom  
- Kreis Steinfurt 
 
In der Stellungnahme der Landwirtschaftskammer wurden Anregungen 
vorgetragen. 
 
Nachfolgend ist zunächst die jeweilige Originalstellungnahme abgebildet. 
Der Stellungnahme wird der Verwaltungsvorschlag gegenübergestellt. 
 
Der Stellungnahme des Kreises Steinfurt ist zusätzlich das 
Antwortschreiben vom 08.04.2016 der Unteren Bodenschutzbehörde auf 
die Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Kenntnisnahme 
beigefügt. 
 
Bei den Überlegungen und Vorschlägen zum Umgang mit den einge-
gangenen Anregungen, wird die Planung vom 05. Januar 2016 zu 
Grunde gelegt. 
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Die Stellungnahme des Kreises Steinfurt sowie die beigefügte 
Stellungnahme zur Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme des Hauptamtes wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme von Straßen NRW wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Stellungnahme der Unitymedia NRW GmbH wird zur Kenntnis 
genommen. Auf die Ausführungen zu Buchstabe C wird verwiesen. 
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Die Stellungnahme des Wasserversorgungsverbandes wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Die Landwirtschaftskammer macht mit Schreiben vom 15.04.2016  
landwirtschaftliche / agrarstrukturelle Bedenken geltend. Zu den 
Ausführungen der Landwirtschaftskammer hat das Gutachterbüro wie 
folgt Stellung genommen: 
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Unter Zugrundelegung der Ausführungen des Gutachterbüros werden die 
Bedenken der Landwirtschaftskammer zurückgewiesen. Änderungen 
ergeben sich für die Planung nicht. 
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G. Beschluss über die im Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB 

und § 4 Abs. 2 BauGB abgegebenen Stellungnahmen 

 
Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden 
und sonstigen Trägern öffentlicher Belange zu dem Planentwurf 
eingegangenen Stellungnahmen werden unter Rücksichtnahme auf die 
privaten und öffentlichen Belange gegeneinander und untereinander 
gemäß dem Vorschlag der Verwaltung behandelt und beschlossen. 
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H. Satzungsbeschluss 

 
Aufgrund der §§ 2, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB), § 7 der 
Gemeindeordnung (GO NRW), § 86 der Landesbauordnung (BauONRW) 
sowie der Bestimmungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in ihren 
jeweils gültigen Fassungen, wird der Bebauungsplan Nr. 73 „Südlich 
Emsdettener Straße“, Riesenbeck, als Satzung sowie die Begründung 
beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


